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Drucksache lV/1239 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Zusatzabkommen vom 14. Mai 1962 zu dem 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
der Niederlande am 8. April 1960 Unterzeichneten Vertrag über 
die Regelung der Zusammenarbeit in der Emsmündung (Ems- 

Dollart-Vertrag) 

— Drucksache IV/ 1025 — 


A. Bericht des Abgeordneten Krüger 


Der deutsch-niederländische Ausgleichsvertrag 
vom 8. April 1960 ist vom 3. Deutschen Bundestag 
im Mai 1961 angenommen worden. Er hat auch die 
Zustimmung des Bundesrates gefunden. Die Rati- 
fikation durch den Bundespräsidenten ist noch 
nicht erfolgt. In der Zwischenzeit lag der Vertrag 
den beiden niederländischen Kammern zur Zustim- 
mung vor. Dabei haben sich gewisse Schwierigkei- 
ten ergeben, die durch nachträgliche Verhandlungen 
zwischen den beiden Regierungen bereinigt worden 
sind. Dazu gehört das Zusatzabkommen zum Ems- 
Dollart-Vertrag vom 14. Mai 1962, das mit dem in 
der Drucksache IV/ 1025 vorgelegten Gesetzentwurf 
nunmehr durch den Bundestag beschlossen werden 
soll. Die Schwierigkeiten dieses Vertrages liegen 
darin, daß in dem Ausgleichsvertrag hinsichtlich 
eines Teils der Emsmündung die Grenze noch nicht 
vereinbart werden konnte, weil beide Vertrags- 
partner über den richtigen Verlauf der Grenze ver- 
schiedene Auffassungen hatten. Deshalb ist beim 
Ems-Dollart-Vertrag darüber noch nicht entschieden 
worden. Für den Fall, daß auch in der folgenden 
Zeit keine Einigung zwischen den Partnern zustande 
kommen sollte, ist die Anrufung eines Schiedsge- 


richts für jeden Vertragspartner vorgesehen. Da der 
Hauptvertrag noch nicht ratifiziert worden ist, ist 
für diese im Ems-Dollart-Vertrag vorgesehene Re- 
gelung noch keine Möglichkeit gegeben. 

In der Zwischenzeit hat sich aber herausgestellt, 
daß in diesem strittigen Gebiet Erdgas- und Erdöl- 
vorkommen vorhanden sind. Die Gewinnung kann 
nach Auffassung der Vertragspartner nicht hinaus- 
geschoben werden. Sie haben sich deshalb auf eine 
Regelung während der Zwischenzeit geeinigt. Der 
Vertrag enthält neben den allgemeinen Angaben und 
einer Verfahrensregelung einen materiellen Teil, 
der in Artikel 5 Abs. 1 niedergelegt ist. Danach ist 
sowohl den deutschen Berechtigten wie den nieder- 
ländischen Berechtigten an dem gewonnenen Erdöl 
und Erdgas sowie den bei ihrer Gewinnung entfal- 
lenden sonstigen Stoffen der gleiche Anteil zuge- 
sichert. 

Es handelt sich, wie sich aus den vorstehenden 
Ausführungen ergibt, um einen Kompromiß, der 
einerseits die Gebietsansprüche beider Staaten in 
Frage stellt, andererseits aber eine Ausnützung der 
Bodenschätze des Gebiets möglich macht. 


Bonn, den 25. April 1963 


Krüger 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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Drucksache IV/ 1239 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1025 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 25. April 1963 


Der Ausschuß für 
auswärtige Angelegenheiten 


Dr. Kopf 

Vorsitzender 


Krüger 

Berichterstatter 
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